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Stand der Bearbeitung der gutgeheissenen parlamentarischen 
Vorstösse 
 

 

Bericht der Regierung vom 3. März 2015 

 

 

Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir unterbreiten Ihnen unseren Bericht 2014 über den Stand der Bearbeitung der gutgeheissenen 

parlamentarischen Vorstösse. 

 

 

1 Vorbemerkung 
Die Regierung berichtet dem Kantonsrat jährlich über den Stand der Bearbeitung der gutgeheis-

senen parlamentarischen Vorstösse (Art. 5 Abs. 2 Bst. a des Staatsverwaltungsgesetzes [sGS 

140.1; abgekürzt StVG] und Art. 118 Abs. 1 des Geschäftsreglementes des Kantonsrates [sGS 

131.11; abgekürzt GeschKR]). Sie erstattet den Bericht zeitgleich mit ihrem Geschäftsbericht, 

aber gesondert.  

 
Der Kantonsrat kann eine Motion abschreiben, wenn:  
a) die Regierung dem Kantonsrat den Entwurf unterbreitet hat;  
b) die Erfüllung des Auftrags mit einem ausserordentlichen Aufwand verbunden wäre, der bei der 

Gutheissung der Motion nicht voraussehbar war;  
c) die Vorlage unverhältnismässig hohe Kosten zur Folge hätte, die bei der Gutheissung der Mo-

tion nicht voraussehbar waren;  
d) sich die Verhältnisse seit der Gutheissung der Motion grundlegend verändert haben und daher 

auf die Erfüllung des Auftrags verzichtet werden kann.  
 
Der Kantonsrat kann ein Postulat abschreiben, wenn:  
1. die Regierung dem Kantonsrat Bericht erstattet hat;  
2. die Erfüllung des Auftrags mit einem ausserordentlichen Aufwand verbunden wäre, der bei der 

Gutheissung des Postulats nicht voraussehbar war;  
3. sich die Verhältnisse seit der Gutheissung des Postulats grundlegend verändert haben und da-

her auf die Erfüllung des Auftrags verzichtet werden kann. 

 

Die folgende Übersicht informiert über den Stand der Bearbeitung (vom 3. März 2015) der gutge-

heissenen parlamentarischen Vorstösse mit Stand 31. Dezember 2014. Sie enthält zudem den 

vorgesehenen Endtermin der Erfüllung des Auftrags und – gegebenenfalls – den Abschreibungs-

antrag der Regierung. 
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2 Antrag 
Wir beantragen Ihnen, Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren: 

1. von unserem Bericht 2014 über den Stand der Bearbeitung der gutgeheissenen parlamentari-

schen Vorstösse Kenntnis zu nehmen; 

2. die parlamentarischen Vorstösse gemäss unserem Antrag in der folgenden Übersicht abzu-

schreiben. 

 

 

Im Namen der Regierung 

 

Heidi Hanselmann 

Präsidentin 

 

Canisius Braun 

Staatssekretär 
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Staatskanzlei 

 

42.13.18 2013/Nov Regelung des Verfahrens bei Wahlen durch 
die Regierung und den Kantonsrat 
Der Kantonsrat beauftragt die Regierung daher, 
dem Kantonsrat eine Gesetzesvorlage zu unter-
breiten, welche das Verfahren und den Rechts-
weg bei Wahlen nach fachlichen Kriterien durch 
die Regierung und den Kantonsrat regelt. 

SK Die Gesetzesvorlage wurde im Rahmen des 
Geschäfts 22.17.07 «Public Corporate Gover-
nance: Umsetzung» erarbeitet und dem Kan-
tonsrat zugeleitet. 

2016 Abschreiben 

42.14.04 2014/Juni Referendumsfristen während Feiertagen und 
Sommerferien 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
eine Änderung des Gesetzes über Referendum 
und Initiative vorzulegen, die den Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Referendumsvorlagen da-
hingehend bestimmt, dass das Sammeln von 
Unterschriften nicht in die Zeit der Oster- und 
Weihnachtsfeiertage sowie der Sommerferien 
fällt. 

SK Die Regierung hat bereits verschiedene Varian-
ten zur Umsetzung der Motion diskutiert. Sie 
sieht allerdings gegenwärtig von der Zuleitung 
einer entsprechenden Botschaft an den Kan-
tonsrat ab. Die Frage der Referendumsfristen 
weist einen engen Zusammenhang zu anderen 
noch hängigen Geschäften auf. Insbesondere 
wird die Beeinträchtigung der Sammelfrist 
durch Ferien und Feiertage vom Zeitpunkt der 
Sessionen des Kantonsrates beeinflusst. Aus 
diesem Grund ist der Abschluss des Postulats 
43.14.10 «Neuregelung des Sessionsrhyth-
mus» abzuwarten.  

2016  
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Volkswirtschaftsdepartement 

 

42.14.02 2014/Juni Bessere Ausbildung für eine vielfältige und 
gut funktionierende Gastronomie 
Die Regierung wird beauftragt, die gesetzlichen 
Grundlagen, namentlich Art. 8 des Gastwirt-
schaftsgesetzes dahingehend anzupassen, 
dass als Voraussetzung für die Betriebsführung 
zusätzlich Kenntnisse im Arbeitsrecht, in Ar-
beitssicherheit, im Rechnungswesen, im Sozial-
versicherungsrecht und im Mehrwertsteuerrecht 
erforderlich sind. 

VD Das Volkswirtschaftsdepartement hat erste Lö-
sungsvorschläge entwickelt und wird diese im 
1. Quartal 2015 der Regierung zum Entscheid 
unterbreiten. Anschliessend wird die Vernehm-
lassung eröffnet. 

2016  

42.14.19 2014/Nov Mit mehr Bildungsangeboten gegen den 
Fachkräftemangel 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 

Bericht zu erstatten, welche konkreten Mass-

nahmen insbesondere im Bildungsbereich und 

bezüglich der Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf ergriffen werden können, um dem Arbeits- 

und Fachkräftemangel entgegen zu wirken, und 

allfällig notwendige Anpassungen von gesetzli-

chen Bestimmungen auf kantonaler Ebene auf-

zuzeigen. Der Bericht ist zusammen mit den Be-

richten zur Erfüllung der umgewandelten Motion 

42.14.18 und zum Postulat 43.14.06 dem Parla-

ment vorzulegen. 

VD Der Projektauftrag ist erfolgt. 2016  

43.13.06 2013/Sep Praxistaugliche Regelung des ökologischen 
Ausgleichs 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
in einem Bericht aufzuzeigen: 
a) wie die naturrechtlichen Bestimmungen in ei-

nem einzigen kantonalen Erlass zusammen-
gefasst werden können, und die Bestimmun-
gen und die Zuständigkeit für den ökologi- 

VD Der Beginn der Arbeiten zur Erstellung des Be-
richts der Regierung ist nach Abschluss des 
Projekts AP 14-17 geplant. Die Arbeiten dazu 
werden im Frühjahr 2015 gestartet. 

2016  
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(43.13.06)  schen Ausgleich, den Kulturlandschutz, den 
Umgang mit den Fruchtfolgeflächen, die Mas-
snahmen zur Bodenverbesserung sowie für 
das Gesetz über die Abgeltung ökologischer 
Leistungen auf Gesetzesstufe zu regeln sind;  

b) wie die zuständigen Behörden im Rahmen 
der Umsetzung des massgebenden Rechts 
den folgenden Anliegen heute und in Zukunft 
Rechnung tragen: 
1.  Was unter ‹intensiv genutzten Gebieten› 

zu verstehen ist; 
2.  Welche weiteren Voraussetzungen für 

die Schaffung ökologischer Ausgleichs-
flächen erfüllt sein müssen; 

3.  Wer für die Schaffung und Genehmigung 
ökologischer Ausgleichsflächen zustän-
dig ist;  

4.  Welches Verfahren bei Schaffung ökolo-
gischer Ausgleichsflächen anwendbar ist; 

5.  Dass die ökologischen Ausgleichsflächen 
bezogen auf Lebensräume und nicht auf 
einzelne Parzellen oder Projekte festzu-
legen sind; 

6.  Dass bestehende ökologische Aus-
gleichsflächen in einem Lebensraum 
angerechnet werden müssen; 

7.  Dass keine Fruchtfolgeflächen in ökologi-
sche Ausgleichsflächen umgewandelt 
werden dürfen; 

8.  Dass ökologische Ausgleichsflächen 
durch Vereinbarung mit den Grundeigen-
tümerinnen und Grundeigentümern zu 
schaffen sind und nicht hoheitlich ange-
ordnet werden können, wenn die beste-
henden Ausgleichsflächen in einem Le- 
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(43.13.06)  bensraum wenigstens zehn Prozent der 
Fläche betragen;  

9.  Dass die Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümer bei der hoheitlichen 
Anordnung ökologischer Ausgleichsflä-
chen vom Kanton vollumfänglich zu ent-
schädigen sind;  

10. Dass für landwirtschaftliche Bodenver-
besserungsmassnahmen Bodenverbes-
serungspläne für mehrere Grundstücke 
und ganze Gebiete erlassen werden kön-
nen, welche die Rahmenbedingungen für 
die Bodenverbesserungsmassnahmen 
sowie die Grundsätze für die Schaffung 
ökologischer Ausgleichsflächen für das 
gesamte Einzugsgebiet verbindlich re-
geln; 

11. Dass für landwirtschaftliche Bodenver-
besserungsmassnahmen bei bereits me-
liorierten Böden, welche ohne Bundes- 
und Kantonsbeiträge ausgeführt werden, 
keine ökologischen Ausgleichsflächen 
geschaffen werden müssen. 

    

43.14.04 2014/Nov Erreichbarkeit St.Gallen–Bodensee/Rheintal 

Die Regierung wird eingeladen, die Möglichkeit 

zur Verbesserung der Erreichbarkeit des Gross-

raums St.Gallen-Bodensee/Rheintal unter Be-

rücksichtigung der bisherigen Planungen (kanto-

nales öV-Programm, ZEB, HGV, AP Ost, Raum-

konzept St.Gallen, Aggloprogramm usw.) sowie 

unter Berücksichtigung der Interessen aller Re-

gionen im Korridor Wil–St.Gallen–Rheintal in ei-

nem Bericht aufzuzeigen. 

VD Der Projektauftrag ist erfolgt. 2016  
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43.14.06 2014/Nov Das Potenzial an inländischen Arbeitskräften 
besser ausschöpfen 
Wir laden die Regierung ein, dem Kantonsrat 
Bericht zu erstatten, welche konkreten Mass-
nahmen ergriffen werden können, um das inlän-
dische Arbeitskräftepotenzial besser auszu-
schöpfen, und so den wirtschaftlichen Schaden 
aus der Annahme der Masseneinwanderungsini-
tiative zu minimieren. Der Bericht soll auch all-
fällige Anpassungen von gesetzlichen Bestim-
mungen auf kantonaler Ebene aufzeigen. 

VD Der Projektauftrag ist erfolgt. 2016  
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Departement des Innern 

 

42.05.13 2005/Sep Kinderzulagengesetz: Anpassung des Finan-
zierungssystems 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf über eine Revision des 
Kinderzulagengesetzes zu unterbreiten, die eine 
Mitfinanzierung durch die Arbeitnehmenden vor-
sieht. 

DI Die Motion steht in engem Zusammenhang mit 
den Motionen 42.05.21, 42.05.23, 42.05.25 und 
den Postulaten 43.07.06 und 43.09.13 sowie 
dem Auftrag aus 40.99.03. Seit der Einreichung 
der Motionen hat der Bundesgesetzgeber 
mehrfach legiferiert und entsprechend wurden 
im kantonalen Recht verschiedene Anpassun-
gen vorgenommen (IV. bis VI. Nachtrag zum 
Kinderzulagengesetz). Dadurch sind mittler-
weile mehrere Motionsanliegen bereits umge-
setzt. In Bezug auf die Zulagenhöhe zeigte zu-
dem die 2012 publizierte Studie «Verbesserung 
der sozialen Sicherung von Familien» verschie-
dene neue Modelle auf. Die noch offenen Moti-
onsanliegen werden aktuell in einer Gesamtre-
vision des Kinderzulagengesetzes bearbeitet. 
Geplant ist, Bericht und Entwurf dem Kantons-
rat bis im Sommer 2016 vorzulegen.  

2016  

42.05.21 2006/Feb Verbesserung der Kinderzulagen-Situation 
im Kanton St.Gallen 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf über eine umfassende 
Revision des Kinderzulagengesetzes zu unter-
breiten, welche die Bestimmungen eines allfälli-
gen künftigen Bundesgesetzes über die Famili-
enzulagen berücksichtigt. 

DI Siehe Bemerkung zu Motion 42.05.13. 2016  

42.05.23 2006/Feb Revision des Kinderzulagengesetzes 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf über eine umfassende 
Revision des Kinderzulagengesetzes zu unter-
breiten, welche die Bestimmungen eines allfälli- 

DI Siehe Bemerkung zu Motion 42.05.13. 2016  
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(42.05.23)  gen künftigen Bundesgesetzes über die Famili-
enzulagen berücksichtigt. 

    

42.05.25 2006/Feb Neuregelung Kinderzulagen 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf über eine umfassende 
Revision des Kinderzulagengesetzes zu unter-
breiten, welche die Bestimmungen eines allfälli-
gen künftigen Bundesgesetzes über die Famili-
enzulagen berücksichtigt. 

DI Siehe Bemerkung zu Motion 42.05.13. 2016  

42.08.25 2008/Sep Streichung der spezialgesetzlich geregelten 
Genehmigungspflichten allgemeinverbindli-
cher Reglemente 
Die Regierung wird deshalb eingeladen zu prü-
fen, in welchen Bereichen die spezialgesetzlich 
geregelte Genehmigungspflicht von allgemein-
verbindlichen Reglementen gestrichen werden 
kann, und dem Kantonsrat entsprechend Antrag 
zu stellen. 

DI Soweit der Auftrag nicht bereits im Rahmen von 
Änderungen der jeweiligen Spezialgesetze er-
füllt wurde, wird dies im Rahmen des II. Nach-
trags zum Gemeindegesetz (HRM2) erfolgen. 
Dieser wird voraussichtlich im Jahr 2016 vom 
Kantonsrat beraten werden. 

2016  

42.10.12 2010/Nov Änderung des Gesetzes über Inkassohilfe 
und Vorschüsse für Unterhaltsbeiträge ange-
zeigt 
Die Regierung wird eingeladen, das Gesetz 
über Inkassohilfe und Vorschüsse für Unter-
haltsbeiträge anzupassen.  

DI Der Auftrag wird im Rahmen einer umfassen-
den Revision des Sozialhilfegesetzes umge-
setzt. Damit in Zusammenhang steht die Um-
setzung der Motionen 42.13.04, 42.13.06, 
42.13.12 und 42.14.21. Die Vorbereitungen un-
ter Mitwirkung der VSGP laufen aktuell. 

2017  

42.11.32 2013/Nov Vereinfachung der aufsichtsrechtlichen Prü-
fung kleiner Körperschaften 
Die Regierung wird eingeladen, eine Vorlage mit 
dem Ziel auszuarbeiten, dass die öffentlich-
rechtlichen Körperschaften einen Finanzhaus-
halt führen, der ihrer Grösse und Tätigkeit ent-
spricht. Ebenso ist die aufsichtsrechtliche Prü-
fung an die Grösse und Tätigkeit der Körper- 

DI Die Anliegen werden im Rahmen des Projekts 
HRM2/RMSG (Rechnungsmodell der St.Galler 
Gemeinden) bearbeitet und dem Kantonsrat im 
II. Nachtrag zum Gemeindegesetz unterbreitet. 

2016  



Gutgeheissener parlamentarischer Vorstoss Bericht über den Stand der Bearbeitung 

Nummer Gutheissung 

in Session 

Titel Zustän-

digkeit 

Stand der Bearbeitung Endtermin Antrag der 

Regierung 

 

bb_sgprod-847668 .DOCX 10/39 

(42.11.32)  schaften anzupassen. Für die Prüfung kleiner 
Körperschaften ist sie gegenüber heute zu ver-
einfachen. 

    

42.13.04 2013/Juni Aufsicht über das Frauenhaus 
Die Regierung wird eingeladen, im Sozialhilfe-
gesetz die Aufsicht über das Frauenhaus zu re-
geln. 

DI Siehe Bemerkungen zur Motion 42.10.12. 2017  

42.13.06 2013/Nov Standards für Sozialeinrichtungen 

Die Unterzeichneten beauftragen die Regierung 
daher, dem Kantonsrat eine Gesetzesvorlage zu 
unterbreiten, welche regelt:  
1. wer für den Erlass von Standards von Sozial-

einrichtungen zuständig ist;  
2. nach welchen Kriterien die Standards festge-

legt werden;  
3. welche Bedeutung Empfehlungen von Fach-

verbänden ohne Gesetzescharakter haben;  
4. welche Mitspracherechte den Betroffenen, 

insbesondere den Gemeinden und den Insti-
tutionen zukommen;  

5. nach welchen Grundsätzen Ausnahmebewilli-
gungen erteilt werden. 

DI Siehe Bemerkungen zu Motion 42.10.12. 2017  

42.13.12 2013/Nov Klare Regelung der Sozialhilfeberechtigung 
für Arbeitsuchende aus der EU 
Die Regierung wird beauftragt, dem Kantonsrat 
eine entsprechende Gesetzesrevision zu unter-
breiten. 

DI Die Frage wird auf Bundesebene im Rahmen 
der Änderung des Bundesgesetzes über die 
Ausländerinnen und Ausländer (AuG) und der 
Verordnung über die Einführung des freien Per-
sonenverkehrs (VEP) geklärt. Die Regierung 
hat in ihrer Vernehmlassungsantwort an den 
Bund die vorgeschlagene Änderung der Bun-
desgesetze unterstützt. Sollten nach der An-
passung des Bundesrechts weitere Regelungen 
auf kantonaler Ebene nötig sein, werden diese 
im Rahmen der Gesamtrevision des Sozialhilfe- 

2017  
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(42.13.12)    gesetzes bearbeitet (vgl. Bemerkungen zur Mo-
tion 42.10.12). 

  

42.14.21 2014/Nov Revision des Sozialhilfegesetzes: Negativ-
wettbewerb verhindern. Solidarität zwischen 
den Gemeinden stärken.  
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf über eine umfassende 
Revision des Sozialhilfegesetzes zu unterbrei-
ten. Darin enthalten sind insbesondere Mass-
nahmen, um die Solidarität zwischen den Ge-
meinden beim Sozialhilfevollzug zu stärken und 
Fehlanreize zu eliminieren.  

DI Siehe Bemerkung zur Motion 42.10.12. 2017  

43.05.07 2005/Sep Ambulante geriatrische Versorgung und ge-
riatrische Betreuung in Alters- und Pflege-
heimen 
Die Regierung wird eingeladen, in einem Bericht 
die aktuellen und künftigen Möglichkeiten in der 
geriatrischen Versorgung und Betreuung durch 
die SPITEX und in Alters- und Pflegeheimen im 
Rahmen der geltenden Aufgabenteilung zwi-
schen Kanton und Gemeinden aufzuzeigen. 

DI Das Postulat wird voraussichtlich im Rahmen 
des Wirkungsberichts zum Gesetz über die 
Pflegefinanzierung (sGS 331.2; abgekürzt: 
PFG) erarbeitet (Art. 23 PFG). 

2016  

43.05.10 2006/Feb Integrierte Kinder- und Jugendpolitik im Kan-
ton St.Gallen – dringender Handlungsbedarf 
Die Regierung wird eingeladen, dem Parlament 
Bericht und Antrag zu unterbreiten, damit eine 
verbindliche und wirkungsvolle integrierte Kinder- 
und Jugendpolitik im Kanton St.Gallen gewähr-
leistet werden kann. 

DI Die Regierung hat den Bericht z. Hd. des Kan-
tonsrates verabschiedet. Die Kommissionsbe-
stellung erfolgt in der Februarsession 2015.  

2015 Abschreiben 

43.07.06 2007/Juni Betreuungsgutschriften 
Die Regierung wird eingeladen, im Rahmen der 
bevorstehenden umfassenden Revision des Kin-
derzulagengesetzes die Voraussetzungen für ei-
nen Pilotversuch der kantonalen Familienaus- 

DI Siehe Bemerkung zur Motion 42.05.13. 2016  
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(43.07.06)  gleichskasse mit einer nachfrageorientierten Fi-
nanzierung familienexterner Kinderbetreuung 
(Betreuungsgutschriften) zu prüfen. 

    

43.07.18 2007/Sep Versorgung Demenzkranker – der Kanton ist 
gefordert! 
Die Regierung wird eingeladen aufzuzeigen, wie 
der zunehmende Versorgungsbedarf von De-
menzkranken sichergestellt und die Zuständig-
keiten festgelegt werden sollen. 

DI Die Nationale Demenzstrategie liegt vor. Die 
Ergebnisse werden nun in den Bericht der Re-
gierung integriert und entsprechende Massnah-
men erarbeitet. Der Bericht der Regierung wird 
dem Kantonsrat in der zweiten Hälfte des Jah-
res 2015 vorgelegt.  

2016  

43.07.28 2008/Früh-
jahr 

Zukunftsgerichtete Familienpolitik 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Bericht zu erstatten über: 
a) Zielsetzungen in der Familienpolitik vor dem 

Hintergrund der demographischen Verände-
rungen im Kanton St.Gallen;  

b) Handlungsbedarf in der Familienpolitik mit be-
sonderem Augenmerk auf die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. 

DI Mit der Berichterstattung zur Kinder- und Ju-
gendpolitik, der Strategie «Frühe Förderung» 
und der Revision des Kinderzulagengesetzes 
werden viele Aspekte der beiden Postulate 
43.07.28 und 43.08.01 bereits behandelt. Ob 
eine weitere Berichterstattung nötig ist, kann 
erst nach Abschluss dieser drei Projekte beur-
teilt werden.  

2018  

43.07.37 2007/Sep Instrumente und Aufgabenteilung zwischen 
Kanton und Gemeinden in der 
Denkmalpflege 
Die Regierung wird eingeladen, den Bedarf ei-
ner gesetzlichen Regelung der Instrumente und 
der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Ge-
meinden in der Denkmalpflege zu prüfen sowie 
dem Kantonsrat im Rahmen der Totalrevision 
des Baugesetzes Bericht zu erstatten. 

DI Wie im Bericht des Baudepartementes zum 
neuen Planungs- und Baugesetz vom 15. Mai 
2012 erläutert, wird die Regierung dem Kan-
tonsrat separat Bericht erstatten zum Bedarf 
nach einer gesetzlichen Regelung der Förderin-
strumente in der Denkmalpflege. Dies, weil die 
bestehenden Förderinstrumente ihre Rechts-
grundlage im Kulturförderungsgesetz (sGS 
275.1) und in der Verordnung über Staatsbei-
träge an Massnahmen der Denkmalpflege (sGS 
275.12) haben. Die Berichterstattung wird ver-
bunden mit dem Auftrag des Kantonsrates im 
Rahmen des Entlastungsprogramms, die Bei-
tragsverordnung mit Blick auf die Aufgabentei-
lung zwischen Kanton und Gemeinden anzu-
passen. 

2016  
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43.08.01
  

2008/Früh-
jahr 

Eltern in die Pflicht nehmen 

Die Regierung wird beauftragt, im Rahmen der 
Berichte zur Elternbildung (43.06.01), Familien-
politik (43.07.28) und Integration (43.07.04) auf-
zuzeigen, wie und mit welchen gesetzlichen 
Grundlagen die Eltern im Bereich der Erziehung 
und Betreuung ihrer Kinder besser gefördert und 
unterstützt, aber auch in die Pflicht genommen 
und bei Nichteinhaltung ihre Pflichten vermehrt 
belangt werden können. 

DI Siehe Bemerkungen zu Postulat 43.07.28. 2018  

43.09.13 2009/Sep Ergänzungsleistungen für einkommens-
schwache Familien mit Kindern 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
einen Bericht zur Optimierung der in der Famili-
enpolitik eingesetzten Instrumente zu unterbrei-
ten. 

DI Siehe Bemerkungen zu Postulat 43.05.10. 2016  

43.09.14 2009/Sep Kindgerechte Politik 

Die Regierung wird eingeladen, im Rahmen der 
Berichte zur integrierten Kinder- und Jugendpoli-
tik (43.05.10) und zur zukunftsgerichteten Famili-
enpolitik (43.07.28) aufzuzeigen, welche Rolle 
Bund, Kanton und Gemeinden in der Kinder- und 
Jugendförderung wahrnehmen und welche Im-
pulse in diesem Bereich unter Berücksichtigung 
des demographischen Wandels gesetzt werden 
sollen. 

DI Siehe Bemerkung zu Postulat 43.05.10. 2015 Abschreiben 

43.14.05 2014/Nov Auswirkungen des neuen Kindes- und Er-

wachsenenschutzrechts 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Bericht zu erstatten, wie die Verhältnismässigkeit 
und die Wirksamkeit von Kindesschutzmassnah-
men geprüft werden. Der Bericht ist zusammen 
mit dem Prüfauftrag zum Nachtrag zum Einfüh-
rungsgesetz zur Bundesgesetzgebung  

DI Die Regierung ist beauftragt, die Organisation 
und Praxis der KESB sowie Zusammenarbeits-
fragen generell zu überprüfen (Antrag vom 15. 
September 2014 zum Nachtrag zum Einfüh-
rungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über das 
Kindes- und Erwachsenenschutzrecht, 
22.13.16). Eine Auswertung der neuen Behör-
denorganisation ist jedoch erst sinnvoll, wenn  

2017  
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(43.14.05)  über das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 
zu erstatten, welcher mit Zustimmung zum An-
trag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion / 
FDP-Fraktion vom 15. September 2014 überwie-
sen wurde. 

 sich die Praxis der KESB gefestigt hat und die 
Umsetzung über wenigstens drei Jahre ausge-
wertet werden kann. Die Anliegen des Postulats 
werden in den Wirkungsbericht z. Hd. des Kan-
tonsrates einfliessen. 

  

43.14.11 2014/Nov Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Bericht zu erstatten, welche konkreten Mass-
nahmen insbesondere im Bildungsbereich und 
bezüglich der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ergriffen werden können, um dem Arbeits- 
und Fachkräftemangel entgegenzuwirken, und 
allfällig notwendige Anpassungen von gesetzli-
chen Bestimmungen auf kantonaler Ebene auf-
zuzeigen. Der Bericht ist zusammen mit den Be-
richten zur Erfüllung der umgewandelten Motion 
42.14.19 und zum Postulat 43.14.06 dem Parla-
ment vorzulegen. 

DI Siehe Bemerkung zu 42.14.19. 2016  
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Bildungsdepartement 

 

42.10.16 2010/Sep Ausgaben öffentlich-rechtlicher Anstalten 
und Finanzreferendum 
Die Regierung wird eingeladen, Botschaft und 
Entwurf über die Änderung bestehender Ge-
setze oder den Erlass eines neuen Gesetzes 
auszuarbeiten mit dem Ziel, dass neue Ausga-
ben selbständiger öffentlich-rechtlicher Anstal-
ten, welche die Limiten des fakultativen bzw. 
des obligatorischen Referendums nach Art. 6 f. 
des Gesetzes über Referendum und Initiative 
übersteigen, einer Mitwirkung des Kantonsrates 
unterstehen, sofern der Kanton gesetzlich zur 
Defizittragung verpflichtet ist. 

BLD Der Kantonsrat sieht für die Universität St.Gal-
len im Rahmen des Entlastungsprogramms 
2013 mittels eines IV. Nachtrags zum Gesetz 
über die Universität St.Gallen, der im November 
2014 in erster Lesung beraten worden ist, mehr-
jährige Leistungsvereinbarungen mit mehrjähri-
gen Staatsbeiträgen und demzufolge den Weg-
fall der bisherigen staatlichen Defizitdeckung/-
garantie vor. Damit ist der Kantonsrat auf den 
Motionsauftrag zurückgekommen und dessen 
Erfüllung ist überholt. Der Kantonsrat nimmt 
sein Mitwirkungsrecht bei den Ausgaben der 
Universität künftig mit dem Beschluss des 
Staatsbeitrags und der Genehmigung des Leis-
tungsauftrags, mit dem der Staatsbeitrag ver-
knüpft ist, wahr. 

2015 Abschreiben 

42.11.14 2011/Sep Altersdurchmischtes Lernen auch auf der 
Oberstufe 

Die Regierung wird deshalb eingeladen, die ge-
setzlichen Grundlagen zu schaffen, die den 
Schulträgern der Oberstufen das Führen von al-
tersdurchmischten Klassen im Zusammenhang 
mit ADL ermöglichen. 

BLD Die Regierung hat mit dem Bericht 40.14.04 
«Perspektiven der Volksschule» einen ausführ-
lichen Bericht zur Weiterentwicklung der Ober-
stufe vorgelegt und darin unter anderem darge-
legt, dass das Führen altersdurchmischter rei-
ner Sekundar- und Realklassen pädagogisch 
nicht zielführend wäre. Die Weiterentwicklung 
der Oberstufe geht von den Niveaumodellen 
zwischen den Schultypen aus, wie sie im Kan-
ton St.Gallen seit einigen Jahren zugelassen 
sind und zunehmend angewendet werden. Da-
rauf aufbauend soll unter bestimmten Voraus-
setzungen auch eine Durchlässigkeit zwischen 
den Jahrgängen ermöglicht werden. Der Erzie-
hungsrat hat entsprechende Modellerweiterun-
gen in Aussicht genommen. Er wird sie ohne 
vorgängige Gesetzesänderung beschliessen 

2015 Abschreiben 
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(42.11.14)    können und dabei insbesondere auch die Aus-
wertung des Schulversuchs berücksichtigen, 
der noch bis Ende des Schuljahrs 2014/15 an 
den Oberstufen Quarten und Taminatal läuft. 
Mit entsprechenden Modellerweiterungen wird 
auch das Anliegen der vorliegenden Motion im 
pädagogisch sinnvollen Rahmen erfüllt sein. 
Siehe auch Bemerkungen zu den Postulaten 
43.12.03 und 43.12.04. 

  

42.13.13 2014/Nov Öffentliche Schule und Freiheitsrechte 
Die Regierung wird daher beauftragt, dem Kan-
tonsrat Botschaft und Entwurf für eine gesetzli-
che Grundlage zu unterbreiten, welche insbe-
sondere folgende Fragen regelt: 
1. Wie weit darf die öffentliche Schule die 

Grundrechte der Schülerinnen und Schüler 
und ihrer Eltern einschränken? 

2. Unter welchen Voraussetzungen können sich 
Schülerinnen und Schüler von Unterrichtsfä-
chern und Schulanlässen dispensieren lassen 
und wer ist für solche Dispense zuständig? 

3. Welche Vorschriften für Bekleidung gelten an 
öffentlichen Schulen, in welchen Fällen sind 
Ausnahmen zulässig und wer ist für die Ertei-
lung von Ausnahmebewilligungen zuständig? 

4. Welche Bestimmungen gelten für die Beach-
tung religiöser Speise- und anderer Vorschrif-
ten durch die öffentliche Schule? 

BLD / 
DI 

Die Vorbereitung der Gesetzesvorlage ist Ge-
genstand eines interdepartementalen Projektes. 
Die Projektgruppe hat ihre Arbeit aufgenom-
men. Verschiedene Vorarbeiten sind bereits ge-
macht worden. Insbesondere liegt ein Bericht 
"Grundrechte und kantonale Gesetzgebungs-
spielräumen im Bereich religiöser und kulturel-
ler Spannungsfelder" von Prof. Walter Kälin, 
Professor für Staats- und Völkerrecht an der 
Universität Bern, vor. Für die konkrete Umset-
zung der Motion ist jedoch ein Grundsatzurteil 
des Bundesgerichtes abzuwarten, damit Ge-
währ besteht, dass die kantonale Regelung län-
gerfristig Bestand hat. Die Chancen, dass ein 
solches Urteil in absehbarer Zeit vorliegt, ste-
hen gut, nachdem die Schulgemeinde St.Mar-
grethen in einem Fall zur Thematik an das Bun-
desgericht gelangt ist. 
 

2016  

42.13.15 2014/Nov Volksschule: Bekleidungsvorschriften klar 
regeln 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
eine gesetzliche Regelung der Bekleidungsvor-
schriften an den Schulen vorzulegen, welche die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zur Ein- 

BLD / 
DI 

Siehe Bemerkungen zur Motion 42.13.13. 2016  
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(42.13.15)  schränkung der Grundrechte, insbesondere das 
Erfordernis der Verhältnismässigkeit, berück-
sichtigt. 

    

42.14.06 2014/Nov Volksschule: Bekleidungsvorschriften klar 
regeln 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
eine gesetzliche Regelung der Bekleidungsvor-
schriften an den Schulen vorzulegen, welche die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zur Ein-
schränkung der Grundrechte, insbesondere das 
Erfordernis der Verhältnismässigkeit, berück-
sichtigt. 

BLD / 
DI 

Siehe Bemerkungen zur Motion 42.13.13. 2016  

43.03.11 2004/Juni Ziele der St.Galler Hochschulpolitik 
Die CVP-Fraktion ... verlangt, dass die Regie-
rung im Zusammenhang mit den anstehenden 
Bauvorlagen Bericht erstattet, welche Ziele sie 
mit ihrer Hochschulpolitik verfolgt, welche Sy-
nergien durch Zusammenarbeit und Schwer-
punktbildungen realisiert werden und wie sich 
die Kosten für den Bau und Betrieb der Schulen 
im tertiären Bildungsbereich in den kommenden 
Jahren entwickeln. 

BLD Das Postulat wird zum einen im laufenden Jahr 
durch den Bericht zum Postulat 43.13.01 «Stra-
tegische Entwicklung der Universität St.Gallen» 
und zum anderen im Rahmen der Vorlage zur 
Neuregelung der Struktur der Fachhochschule 
Ostschweiz (FHO) (siehe Bemerkungen zum 
Postulat 43.08.15) beantwortet. 

2019  

43.05.03 2005/Sep Zukunft Technologie- und Bildungsstandort 
St.Gallen 
Die Regierung wird eingeladen:  
3. darzustellen, wie die Strukturen (Führung/ 

Trägerschaft/Bauten/Finanzierung) der Fach-
hochschule Ostschweiz verbessert und opti-
miert werden müssten, damit die Schulen den 
Herausforderungen der Zukunft und den An-
forderungen der KMU noch besser gerecht 
werden können. 

BLD Der noch offene Teil des Postulates wird im 
Rahmen der Vorlage zur Neuregelung der 
Struktur der Fachhochschule Ostschweiz (FHO) 
beantwortet (siehe Bemerkungen zum Postulat 
43.08.15). 

2019  
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43.06.14 2007/Feb Bildungsplanung und Überprüfung der 
Schulstrukturen 
Die Regierung wird eingeladen, einen Bericht 
zur Bildungsplanung auf der Volksschulstufe zu 
erstatten, unter Einbezug des gesamtschweize-
rischen Bildungsmonitorings und der Bildungs-
statistik sowie der Evaluation der Behörden- und 
Schulstrukturen im Kanton St.Gallen. 

BLD Zu den Postulaten 43.06.14 und 43.10.15 ist 
ein gemeinsamer Bericht in Vorbereitung. Er ist 
neben anderem abhängig: 

– überkantonal von der Bilanzierung der Errei-
chung der Harmonisierungsvorgaben der 
Schweizerischen Bildungsverfassung, die im 
Jahr 2015 durch die Schweizerische Konfe-
renz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
(EDK) durchgeführt wird, und vom neuen Tä-
tigkeitsprogramm der EDK, das im Jahr 2015 
verabschiedet wird; 

– innerkantonal von der künftigen Behörden-
struktur für die Berufsfachschulen, zu der im 
Jahr 2015 ein Grundlagenbericht in die Ver-
nehmlassung und auf Sommer 2016 eine 
Gesetzesvorlage in den Kantonsrat geht. 

2017  

43.08.15 2008/Nov FHO wohin? – Zeitgemässe Strukturen für 
eine erfolgreiche Positionierung der Fach-
hochschulen in der Ostschweiz 

Die Regierung wird deshalb eingeladen, zu prü-
fen, mit welchen neuen Organisationsmodellen 
die FHO effektiver und effizienter strukturiert 
werden könnte, und dem Kantonsrat entspre-
chend Bericht und Antrag zu stellen. Dabei: 
– soll vom Ansatz einer Ostschweizer Strategie 

ausgegangen werden, welche die an den ein-
zelnen Schulstandorten und damit an der 
FHO beteiligten Kantone mit einbezieht.  

– soll der Grundsatz leitend sein: «So viel zent-
rale Steuerung wie nötig, so viel dezentrale 
Eigenverantwortung der einzelnen Schul-
standorte wie möglich.»  

– sollen sowohl öffentlich- wie auch privatrechtli-
che Modelle berücksichtigt werden (beispiels- 

BLD Die Fachhochschule Ostschweiz (FHO) erfüllt 
die Voraussetzungen für die Akkreditierung 
nach dem neuen Hochschulförderungs- und 
Koordinationsgesetz (HFKG) des Bundes nicht. 
Der Fachhochschulrat Ostschweiz hat im Jahr 
2012 eine Projektgruppe eingesetzt, welche 
verschiedene Optionen für eine strukturelle 
Weiterentwicklung der FHO zu prüfen hatte. Er 
hat im November 2014 vom Projektbericht und 
vom aufgezeigten weiteren Vorgehen Kenntnis 
genommen. Die drei Teilschulen der FHO im 
Kanton St.Gallen (FHS St.Gallen, HSR Rap-
perswil, NTB Buchs) sollen unter Beibehaltung 
ihrer Standorte in einer Trägerschaft zusam-
mengeführt werden. Damit soll die Grundlage 
für die Akkreditierung nach HFKG geschaffen 
werden, die spätestens im Jahr 2023 abge-
schlossen sein muss. Die Grundlagen werden  

2019  
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(43.08.15)  weise AG und/oder Holding oder Modell Qua-
driga II).  

– sollen die finanziellen Folgen, welche die ver-
schiedenen Modelle mit sich bringen, transpa-
rent dargestellt werden. Dabei sollen sowohl 
die wiederkehrenden Kosteneffekte als auch 
die einmaligen Restrukturierungskosten dar-
gestellt werden. 

– soll aufgezeigt werden, in welchem zeitlichen 
Rahmen die verschiedenen Modelle realisiert 
werden könnten. 

– sollen die vier Teilschulen der FHO im ge-
samten Prozess mit einbezogen und beteiligt 
werden. 

 in zwei getrennten Projekten erarbeitet: in ei-
nem Projekt «Trägerschaft» als Auftrag der Re-
gierung des Kantons St.Gallen an das Bil-
dungsdepartement mit Einbezug der Träger der 
heutigen FHO und in einem Projekt «Neuorga-
nisation» als Auftrag des Fachhochschulrates 
Ostschweiz an die Direktion der FHO. Die Re-
gierung wird die Weichen für die neue Fach-
hochschulträgerschaft voraussichtlich im Jahr 
2018 stellen, sodass im Kantonsrat ab dem 
Jahr 2019 die Beratung stattfinden kann. Im 
Rahmen dieses Prozesses wird auch das vor-
liegende Postulat beantwortet. 

  

43.10.15 2011/Früh-
jahr 

Funktion und Kompetenzen des Erziehungs-
rates 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
einen Bericht über eine Neugestaltung der Ent-
scheidungs- und Verwaltungsprozesse in der 
Volks- und Mittelschule vorzulegen. Dabei ist 
insbesondere zu prüfen, wie weit die Entschei-
dungsbefugnisse des Erziehungsrates in alleini-
ger Kompetenz reichen sollen bzw. welche Be-
reiche neu der Regierung bzw. dem Kantonsrat 
zugewiesen werden müssen. Ausserdem ist die 
Frage zu klären, wie eine schlankere und den 
politischen Prozessen anderer Bereiche der 
Staatsverwaltung angepasste Form geschaffen 
werden kann und welche gesetzlichen Mass-
nahmen in diesem Zusammenhang einzuleiten 
sind. 

BLD Zu den Postulaten 43.06.14 und 43.10.15 ist 
ein gemeinsamer Bericht in Vorbereitung. Er ist 
neben anderem abhängig: 

– überkantonal von der Bilanzierung der Errei-
chung der Harmonisierungsvorgaben der 
Schweizerischen Bildungsverfassung, die im 
Jahr 2015 durch die Schweizerische Konfe-
renz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
(EDK) durchgeführt wird, und vom neuen Tä-
tigkeitsprogramm der EDK, das im Jahr 2015 
verabschiedet wird; 

– innerkantonal von der künftigen Behörden-
struktur für die Berufsfachschulen, zu der im 
Jahr 2015 ein Grundlagenbericht in die Ver-
nehmlassung und auf Sommer 2016 eine 
Gesetzesvorlage in den Kantonsrat geht. 

2017  

43.11.02 2011/Sep Einführung vom Klassenmusizieren im Kan-
ton St.Gallen 
Wir bitten daher die Regierung, einen Bericht zu 
erstellen und einen Antrag zu formulieren, wie 

BLD Die Regierung hat mit dem Bericht 40.14.04 
«Perspektiven der Volksschule» einen ausführ-
lichen Bericht zum Musikunterricht vorgelegt 
und darin das Klassenmusizieren als Bestand- 

2015 Abschreiben 



Gutgeheissener parlamentarischer Vorstoss Bericht über den Stand der Bearbeitung 

Nummer Gutheissung 

in Session 

Titel Zustän-

digkeit 

Stand der Bearbeitung Endtermin Antrag der 

Regierung 

 

bb_sgprod-847668 .DOCX 20/39 

(43.11.02)  sie gedenkt, das Klassenmusizieren im Kanton 
St.Gallen zu fördern und im Regelunterricht zu 
ermöglichen. 

 teil der musikalischen Bildung dargestellt und 
bekräftigt. 

  

43.11.08 2011/Sep Bericht über Modelle der Schuleingangsstufe 
Die Regierung wird eingeladen, einen Bericht zu 
Varianten zur Schuleingangsstufe vorzulegen. 

BLD Die Regierung hat mit dem Bericht 40.14.04 
«Perspektiven der Volksschule» einen ausführ-
lichen Bericht zur Schuleingangsstufe mit Vari-
anten insbesondere zur Frage nach der sonder-
pädagogischen Integration oder Separation vor-
gelegt. Auf dieser Basis regelt der Erziehungs-
rat entsprechende Modelle neu; dies nach dem 
Kriterium der Bedarfsgerechtigkeit und Einfach-
heit. 

2015 Abschreiben 

43.12.01 2012/Juni Wiedereinführung der Architekturabteilung 
an der Fachhochschule FHS in St.Gallen 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
einen Bericht zu unterbreiten, wie die Architek-
turausbildung unter Einbezug des Gesamtange-
bots und aller Kompetenzen der Fachhoch-
schule Ostschweiz (FHO) an einer oder mehre-
ren Teilschulen der FHO (wieder) eingeführt 
werden könnte. 

BLD Der Bericht ist zur Zuleitung an den Kantonsrat 
auf die Junisession 2015 vorgesehen. 

2016  

43.12.02 2012/Sep Stärkung der MINT-Kompetenzen 

Der Regierungsrat wird ersucht, die nötigen 
Massnahmen im Rahmen seiner Kompetenzen 
zu ergreifen und dem Kantonsrat Bericht zu er-
statten, wie die MINT-Kompetenzen in den Bil-
dungseinrichtungen auf allen Ebenen für eine 
kontinuierliche Förderung dieser Bereiche ge-
stärkt werden können. 

BLD Der Bericht ist zur Zuleitung an den Kantonsrat 
auf die Junisession 2015 vorgesehen. 

2016  

43.12.03 2012/Juni Integrierte Oberstufe 
Die Regierung wird eingeladen, auf der Grund-
lage des Projektes Oberstufe 2012 Bericht zu  

BLD Die Regierung hat mit dem Bericht 40.14.04 
«Perspektiven der Volksschule» einen ausführ-
lichen Bericht zur Weiterentwicklung der Ober- 

2015 Abschreiben 
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(43.12.03)  erstatten zur möglichen Weiterentwicklung der 
Oberstufe mit Einbezug von alternativen und in-
tegrativen Schulmodellen sowie einen allfälligen 
Gesetzgebungsbedarf aufzuzeigen. 

 stufe vorgelegt. Die Weiterentwicklung der 
Oberstufe geht von den Niveaumodellen zwi-
schen den Schultypen aus, wie sie im Kanton 
St.Gallen seit einigen Jahren zugelassen sind 
und zunehmend angewendet werden. Darauf 
aufbauend soll unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch eine Durchlässigkeit zwischen den 
Jahrgängen ermöglicht werden. Der Erzie-
hungsrat hat entsprechende Modellerweiterun-
gen in Aussicht genommen. Er wird dabei ins-
besondere auch die Auswertung des Schulver-
suchs berücksichtigen, der noch bis Ende des 
Schuljahrs 2014/15 an den Oberstufen Quarten 
und Taminatal läuft. Siehe auch Bemerkungen 
zur Motion 42.11.14 und zum Postulat 
43.12.04. 

  

43.12.04 2012/Juni Oberstufe 2012plus 
Die Regierung wird eingeladen, auf der Grund-
lage des Projektes Oberstufe 2012 Bericht zu 
erstatten zur möglichen Weiterentwicklung der 
Oberstufe mit Einbezug von alternativen und in-
tegrativen Schulmodellen sowie einen allfälligen 
Gesetzgebungsbedarf aufzuzeigen. 

BLD Die Regierung hat mit dem Bericht 40.14.04 
«Perspektiven der Volksschule» einen ausführ-
lichen Bericht zur Weiterentwicklung der Ober-
stufe vorgelegt. Die Weiterentwicklung der 
Oberstufe geht von den Niveaumodellen zwi-
schen den Schultypen aus, wie sie im Kanton 
St.Gallen seit einigen Jahren zugelassen sind 
und zunehmend angewendet werden. Darauf 
aufbauend soll unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch eine Durchlässigkeit zwischen den 
Jahrgängen ermöglicht werden. Der Erzie-
hungsrat hat entsprechende Modellerweiterun-
gen in Aussicht genommen. Er wird dabei ins-
besondere auch die Auswertung des Schulver-
suchs berücksichtigen, der noch bis Ende des 
Schuljahrs 2014/15 an den Oberstufen Quarten 
und Taminatal läuft. Siehe auch Bemerkungen 
zur Motion 42.11.14 und zum Postulat 
43.12.03.  

2015 Abschreiben 
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43.13.01 2013/Juni Strategische Entwicklung der Universität 
St.Gallen 
Die CVP-EVP-Fraktion ersucht die Regierung 
daher, dem Kantonsrat einen Bericht über die 
strategische Entwicklung der Universität St.Gal-
len zu unterbreiten, welcher insbesondere fol-
gende Fragen beantwortet: 
1. Wie sieht die strategische Ausrichtung der 

Universität St.Gallen mit Bezug auf For-
schung, Lehre und praktisch angewandte 
Wissenschaft (Gutachten, Entwicklung von 
Projekten allein oder mit Dritten, Unterstüt-
zung von Unternehmen usw.) aus? 

2. Auf welche Zahl von Studierenden aller Stu-
fen soll die Universität St.Gallen ausgerichtet 
werden? 

3. Wo setzt die Universität St.Gallen die 
Schwerpunkte bei der Forschung, Lehre und 
Weiterbildung? 

4. In welchen Bereichen will die Universität 
St.Gallen eine internationale Spitzenposition 
erreichen? 

5. Welche Mittel (Forschende, Lehrende, wei-
tere Mitarbeitende, Finanzen, Infrastruktur) 
benötigt die Universität St.Gallen, um ihre 
strategischen Ziele zu erreichen und wie sol-
len diese Mittel beschafft werden? 

6. Wie muss die Universität St.Gallen organisiert 
sein, damit sie ihre strategischen Ziele errei-
chen kann? 

7. Welche Kompetenzaufteilung – vor allem bei 
den Finanzkompetenzen – ist erforderlich, da-
mit die Universität St.Gallen ihre strategi-
schen Ziele erreichen kann?  

8. Wie soll sich die räumliche Infrastruktur der 
Universität St.Gallen in Zukunft entwickeln? 

BLD Die Universität St.Gallen hat im November 
2014 einen Grundlagenbericht zur Beantwor-
tung der im Postulat aufgeworfenen Fragen ab-
geliefert. Auf dieser Basis hat das Bildungsde-
partement einen Entwurf für den Bericht erar-
beitet. Er berücksichtigt insbesondere auch die 
Strategiearbeit der HSG sowie die laufenden 
politischen Prozesse (Erhöhung der Autonomie 
im Rahmen des Entlastungsprogramms 2013, 
Erneuerung und Erweiterung der Infrastruktur 
im Rahmen des Projektes «Campus 2022»). Es 
ist vorgesehen, dem Kantonsrat den Bericht auf 
die Septembersession 2015 zuzuleiten.  

2016  
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(43.13.01)  9. Welche Änderungen von Gesetzen und Ver-
ordnungen sind erforderlich, damit die Univer-
sität St.Gallen ihre Ziele erreichen kann? 

Auftrag gemäss Art. 95 des Geschäftsregle-
ments des Kantonsrates: Der Postulatsbericht 
ist von der Universität St.Gallen in Zusammen-
arbeit mit dem Bildungsdepartement und der 
Regierung zu erarbeiten. 

    

43.14.02 2014/Juni Fremdsprachenkonzept auf der Primarstufe 
– Überforderung für die Schülerinnen und 
Schüler? 
Die Regierung wird beauftragt, dem Kantonsrat 
Bericht über die praktischen Erfahrungen seit 
Einführung der zweiten Fremdsprache in der 
Primarschule zu erstatten. Dabei ist Rückspra-
che mit allen St.Galler Schulträgern sowohl auf 
der Mittel- als auch der Oberstufe zu nehmen. 
Namentlich sind die Meinungen von Schulleitun-
gen, Lehrerschaft, aber auch der betroffenen El-
tern zu analysieren. Der Postulatsbericht soll 
aufzeigen, ob aufgrund der Analyse  
a) der obligatorische Französischunterricht ab 

der 5. Primarklasse aufgehoben und auf die 
Oberstufe verlagert werden soll; 

b) wie die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
den Englischunterricht ab der Mittelstufe (3. 
Klasse) und Französisch ab der Oberstufe 
anzupassen sind und 

c) bis wann diese Erlassänderung umsetzbar 
wäre. 

BLD Die Erarbeitung des Berichts setzt eine Evalua-
tion des Fremdsprachenkonzeptes aus dem 
Jahr 2004 (Verständigung auf Schweizerischer 
Ebene) bzw. 2008 (Umsetzung im Kanton 
St.Gallen) voraus. Bezogen auf den Kanton 
St.Gallen könnte die Evaluation theoretisch be-
ginnen, nachdem die erste Schülergeneration 
mit Unterricht nach dem Konzept die Volks-
schule verlassen hat, dies ist ab Sommer 2015 
der Fall. Da das Fremdsprachenkonzept eine 
überkantonale Basis und über die Schulent-
wicklung hinaus auch eine staatspolitische 
Komponente hat, macht indessen eine Evalua-
tion durch einen einzelnen Kanton keinen Sinn. 
Vielmehr ist ein Evaluationsprojekt auf Stufe 
Schweizerische Konferenz der Kantonalen Er-
ziehungsdirektoren (EDK) abzuwarten. Wann 
ein solches durchgeführt wird, ist zurzeit offen. 
Vor diesem Hintergrund ist nicht mit einer ra-
schen Erfüllbarkeit des Postulatsauftrags zu 
rechnen. 

offen  
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Finanzdepartement 

 

42.04.01 2004/Juni Eingrenzung des Geltungsbereichs der Ru-
hegehaltsordnung für Magistratspersonen 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
einen Nachtrag zur Verordnung über die Versi-
cherungskasse für das Staatspersonal zur Ge-
nehmigung zu unterbreiten, wonach die Magist-
ratspersonen (Mitglieder der Regierung, Staats-
sekretär, Kantonsrichter und Präsident des Ver-
waltungsgerichtes) nach den Grundsätzen der 
Versicherungskasse für das Staatspersonal ver-
sichert sind. Soweit aufgrund der beruflichen 
Stellung und Verantwortung der Magistratsper-
sonen Sonderleistungen angezeigt sind, sind 
diese in der Verordnung zu präzisieren. Der 
Nachtrag hat insbesondere die Beiträge und 
Leistungen zu regeln bei vorzeitigem Rücktritt 
und bei unverschuldeter Nichtwiederwahl – je in 
Berücksichtigung des Lebensjahres, der unter-
schiedlichen Amtsdauer von Regierung und 
Richtern (6 bzw. 4 Jahre) und der Amtsjahre der 
Magistratsperson. 

FD Der Kantonsratsbeschluss über die Genehmi-
gung der Verordnung über die Lohnfortzahlung 
für Magistratspersonen (25.14.01) wurde in der 
Novembersession 2014 verabschiedet. 

2015 Abschreiben 

42.07.09 2007/Juni Gesetzliche Rahmenbedingungen für  
E-Government 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
zur Umsetzung der als dringlich bezeichneten E-
Government-Geschäfte Botschaft und Entwürfe 
für die notwendigen Gesetzesänderungen zu un-
terbreiten. Die Notwendigkeit der gesetzlichen 
Regelung ist insbesondere in Bezug auf folgende 
Fragen zu prüfen: Wer sammelt in welchen Be-
reichen welche Daten, wer ist Datenherr, wie 
werden die Daten erstellt, verwaltet und nachge-
führt sowie langfristig archiviert, wer hat Zugang  

FD Im Jahr 2010 wurden ein Gesetzesentwurf erar-
beitet sowie eine verwaltungsinterne Vernehm-
lassung und eine Vorberatung im E-Govern-
ment-Kooperationsgremium durchgeführt. 
 
Die Gesetzgebungsarbeiten erfordern eine 
enge Abstimmung mit der beim Baudeparte-
ment in Bearbeitung stehenden Vorlage zur 
Geoinformation auf Kantonsebene bzw. sollen 
nachgelagert dazu erfolgen. 

offen  
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(42.07.09)  zu den einzelnen Daten, wie ist die Haftung gere-
gelt, wie wird die Kosten- und Wirkungskontrolle 
garantiert? Weiter soll aufgezeigt und soweit er-
forderlich geregelt werden, wie die eindeutige 
elektronische Erkennung von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen sichergestellt wird. 

    

42.09.02 2009/Früh-
jahr 

Vereinfachung der Besoldungsordnung 
Die Regierung wird beauftragt, dem Kantonsrat 
die erforderlichen gesetzlichen Anpassungen 
vorzulegen mit dem Ziel, das Besoldungssystem 
zu vereinfachen, transparenter und leistungsori-
entierter auszugestalten sowie Automatismen in 
Bezug auf Lohnerhöhungen abzuschaffen. 

FD Die Vorbereitungsarbeiten für das Projekt 
«Neues Lohnsystem» wurden im Jahr 2014 
wieder aufgenommen. Die Regierung wird im 
ersten Quartal des Jahres 2015 die entspre-
chenden Projektarbeiten starten.  
 
Das Gesamtprojekt wird in drei Teilprojekte ge-
gliedert. Das erste Teilprojekt «Laufbahnen und 
Einreihung» fokussiert sich auf die Einreihungs-
richtlinien. Diesbezüglich besteht der grösste 
Handlungsbedarf. Die Einführung dieser neuen 
Richtlinien ist per 1. Januar 2017 vorgesehen.  
 
Parallel zur Bearbeitung des ersten Teilprojek-
tes wird der Bericht zum Postulat 43.02.05 «Re-
vision der Besoldungsverordnung» erstellt. Er 
soll in der ersten Hälfte des Jahres 2016 im 
Kantonsrat behandelt werden. Daran anschlies-
send werden die Themenbereiche «Einstufung 
und Lohnentwicklung» und «Lohnsystem» im 
engeren Sinn (Klassen/Stufen) bearbeitet.  
 
Im Rahmen der weiteren Projektarbeiten wird 
zu klären sein, ob und allenfalls in welchem 
Umfang auch Anpassungen auf formeller Ge-
setzesstufe erforderlich sind, weil das neue 
Personalgesetz (sGS 143.1) wohl den Rahmen 
festlegt, die Ausgestaltung des Lohnsystems je-
doch dem Verordnungsgeber zuweist. 

2016  
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42.12.19 2013/Feb Härtefallregelung beim Eigenmietwert 

Wir ersuchen die Regierung um die Ausarbei-
tung einer Härtefallregelung für die Besteuerung 
des Eigenmietwerts. 

FD Die Vorlage wurde mit dem XII. Nachtrag zum 
Steuergesetz (22.14.05) dem Kantonsrat auf 
die Novembersession 2014 zugeleitet.  

2015 Abschreiben 

42.12.23 2013/Feb Entlastungen beim steuerbaren Eigenmiet-
wert 

Die Regierung wird deshalb beauftragt, dem 
Kantonsrat eine Änderung des Steuergesetzes 
vorzulegen, wonach der Mietwert des Eigen-
heims, das der Steuerpflichtige an seinem 
Wohnsitz dauernd selbst bewohnt, angemessen 
reduziert wird. 
– im Falle der Unternutzung; 
– bei einem Härtefall. 

FD Die Vorlage wurde mit dem XII. Nachtrag zum 
Steuergesetz (22.14.05) dem Kantonsrat auf 
die Novembersession 2014 zugeleitet. 

2015 Abschreiben 

42.13.03 2013/Juni Steuerlicher Selbstbehalt von Fr. 100.– für 
Zuwendungen auch im Kanton St.Gallen 
In diesem Sinn wird die Regierung eingeladen, 
dem Kantonsrat eine Änderung des Steuerge-
setzes zu unterbreiten, wonach in Art. 46 lic. c 
StG der Selbstbehalt maximal Fr. 100.– beträgt. 

FD Die Vorlage wurde mit dem XII. Nachtrag zum 
Steuergesetz (22.14.05) dem Kantonsrat auf 
die Novembersession 2014 zugeleitet. 

2015 Abschreiben 

42.13.10 2013/Nov Aufhebung der ständigen Windwache 
Vor dem Hintergrund dieser Faktenlage wird die 
Regierung eingeladen, dem Kantonsrat eine 
Vorlage zu unterbreiten, welche die Aufhebung 
der Abs. 1 und 2 in Art. 41 des FSG beantragt. 

FD 

(ab 
2016 
SJD) 

Die Regierung wird dem Kantonsrat die ent-
sprechende gesetzliche Anpassung im Rahmen 
der bevorstehenden Revision des Feuerschutz-
gesetzes vorlegen. Die Revision ist indessen 
erst zu Beginn der kommenden Amtsdauer 
2016/2020 geplant. 
 
Der Zuständigkeitsbereich für den Bereich Feu-
erschutz wechselt auf die neue Amtsdauer zum 
Sicherheits- und Justizdepartement. 
 

2017  
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42.14.05 2014/Juni Klare Rechtsgrundlagen und einheitliche 
Vollzugsgrundsätze auch im Brandschutz 
Die Regierung wird deshalb beauftragt, dem 
Kantonsrat eine Revision des Gesetzes über 
den Feuerschutz und eine genügende gesetzli-
che Grundlage für Brandschutzvorschriften zu 
unterbreiten. 

FD bzw. 
SJD 

Die Regierung wird dem Kantonsrat die erfor-
derlichen gesetzlichen Anpassungen im Rah-
men der bevorstehenden Revision des Feuer-
schutzgesetzes vorlegen. Die Revision ist in-
dessen erst zu Beginn der kommenden Amts-
dauer 2016/2020 geplant. 
 
Der Zuständigkeitsbereich für den Bereich Feu-
erschutz wechselt auf die neue Amtsdauer zum 
Sicherheits- und Justizdepartement. 

2017  

43.02.05 2002/Feb Revision der Besoldungsverordnung vom 
27. Februar 1996 (sGS 143.2) 

Die Regierung wird eingeladen, Notwendigkeit 
und Möglichkeiten einer umfassenden Revision 
der geltenden Besoldungsordnung mit dem Ziel 
struktureller Anpassungen und einer zusätzli-
chen Erhöhung der Flexibilität zu prüfen sowie 
über das Ergebnis Bericht zu erstatten und al-
lenfalls Antrag zu stellen. 

FD Siehe Bemerkungen zur Motion 42.09.02. 2016  
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Baudepartement 

 

42.04.15 
 

2004/Juni Revision Baugesetz 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
eine Vorlage zu unterbreiten, mit der durch Re-
vision des Baugesetzes ein Katalog kleiner und 
unbedeutender Bauvorhaben grundsätzlich von 
der Baubewilligungspflicht ausgenommen wird. 

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion 
42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

42.05.05 2005/Früh-
jahr 

Revision Baugesetz 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
ein neues, schlankes und zeitgemässes Bauge-
setz zu unterbreiten, das auf der Grundlage der 
Stärkung der Eigenverantwortung der Bauher-
ren den Spielraum des Bundesrechts voll aus-
schöpft sowie zu spürbaren materiellen und ver-
fahrensmässigen Vereinfachungen führt. 

BD Im Jahr 2012 erfolgte eine erste Vernehmlas-
sung zum neuen Planungs- und Baugesetz. 
Diese Vorlage wurde aufgrund der strittigen Ver-
nehmlassungsresultate überarbeitet. Von Januar 
bis Mitte April 2015 erfolgt die Vernehmlassung 
zur überarbeiteten Vorlage. Die Überweisung an 
den Kantonsrat erfolgt je nach den Ergebnissen 
dieses Vernehmlassungsverfahrens. 

2016  

42.07.06 2007/Juni 
Klima- 
session 

Förderung neuer erneuerbarer Energien: Be-
willigungsgebühren abschaffen 

Wir fordern die Regierung auf, die Gebühren für 
die Bewilligung von Anlagen zur Erzeugung 
neuer erneuerbarer Energie (z. B. Wärmepum-
pen, Sonnenkollektoren) abzuschaffen. 

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion 
42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

42.07.15 2007/Sep Städtebauförderung und Dorferneuerung: 
Wichtige Aufgaben der Zukunft 
Die Regierung wird eingeladen, im Rahmen der 
Gesamtrevision des Baugesetzes zu prüfen und 
Antrag zu stellen, wie künftig Strategien für 
Städtebauförderungen und Dorferneuerungen 
entwickelt und umgesetzt werden können. 

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion 
42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

42.09.33 2009/Nov Planungsinstrumente für die Gemeinden im 
Bereich des Mobilfunks 

Die Regierung wird eingeladen, eine gesetzliche 
Grundlage zu schaffen, um den Gemeinden die  

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion  

2016  
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(42.09.33)  nach der Rechtsprechung zulässige Möglichkeit 
für eine Negativ- und Positiv-Planung im Zusam-
menhang mit der Neuerrichtung von Mobilfunk-
anlagen zu geben. Dabei sind die massgebli-
chen Kriterien im Gesetz zu verankern. 

 42.05.05 «Revision Baugesetz».   

42.10.20 2011/Feb Familienfreundliches Bauen 

Die Regierung wird eingeladen, mit der Totalre-
vision des Baugesetzes Massnahmen zu ergrei-
fen, um familienfreundliche Siedlungen zu för-
dern. 

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion 
42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

42.11.26 2011/Nov Zeitgemässes Raumplanungsrecht für die 
Energieherstellung 
Die Regierung wird eingeladen: 
– in Abstützung auf Art. 75 Abs. 1 und 2 der BV 

den notwendigen Handlungsbedarf im Raum-
planungsrecht aufzuzeigen und die Bundes-
behörden bei der Revision des Raumpla-
nungsrechts zu Gunsten einer nachhaltigen 
Energieherstellung zu unterstützen; 

– der Energie im Raumplanungsrecht einen hö-
heren Stellenwert einzuräumen; 

– die Anpassungen im geltenden Raumpla-
nungsrecht vorzunehmen, wo der Kanton zu-
ständig ist und einen Freiraum besitzt. 

BD Die Regierung hat in Aussicht gestellt, die An-
liegen der Motion im Rahmen der Baugesetzre-
vision zu prüfen und Antrag zu stellen. Siehe 
dazu auch die Bemerkungen zur Motion 
42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

42.14.15 2014/Nov Neue Wege im Hochwasserschutz 
Die Regierung wird eingeladen, die gesetzlichen 
Grundlagen für die Schaffung von Überflutungs-
räumen in den Landwirtschafts- und Grünzonen 
sowie Wald zu erarbeiten. In diesen Bestimmun-
gen sollen die Grundeigentümerrechte gesi-
chert, die in der Zone zulässigen Nutzungen 
entsprechend garantiert und die Entschädi-
gungs- und Versicherungsfragen angemessen 
geregelt werden. 

BD Im ersten Halbjahr 2015 erfolgen die Auftrags-
analyse und die Erarbeitung eines Projektauf-
trags. Dabei wird zu prüfen sein, ob für die bei-
den Vorstösse 42.14.15 und 42.14.17 eine Ge-
samtvorlage sinnvoll ist. Die Zustellung einer 
Gesetzesvorlage an den Kantonsrat erfolgt  
frühestens im Verlauf des Jahres 2017. 

2017  
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42.14.17 2014/Nov Praxisgerechter Gewässerunterhalt 

Die Regierung wird eingeladen, die Verfahrens-
lücken zu schliessen und Massnahmen für ei-
nen nachhaltigen Gewässerunterhalt umzuset-
zen. Dabei ist vorzusehen, dass der Kanton bei 
den Kantonsgewässern und die Gemeinden bei 
den Gemeinde- und anderen Gewässern unter 
Einbezug der betroffenen Grundeigentümer für 
die Koordination zuständig sind. Im Sinn von ef-
fizienten Abläufen ist dabei von aufwändigen 
Bewilligungsverfahren abzusehen und wie auch 
im Gesetz vorgesehen, den Weg über das Mel-
deverfahren zu nutzen. 

BD Im ersten Halbjahr 2015 erfolgen die Auftrags-
analyse und die Erarbeitung eines Projektauf-
trags. Dabei wird zu prüfen sein, ob für die bei-
den Vorstösse 42.14.15 und 42.14.17 eine Ge-
samtvorlage sinnvoll ist. Die Zustellung einer 
Gesetzesvorlage an den Kantonsrat erfolgt  
frühestens im Verlauf des Jahres 2017. 

2017  

42.14.24 2014/Nov Kantonaler Richtplan: Vorgaben des Kan-
tonsrates 
Die Regierung wird beauftragt, dem Kantonsrat 
bis 31. Januar 2015 einen Nachtrag zum Bauge-
setz (sGS 731.1) zu unterbreiten, wonach der 
Kantonsrat vor Erlass des Richtplans die Ent-
wicklungsziele und Entwicklungsstrategien so-
wie die Bevölkerungs- und Arbeitsplatzentwick-
lung festlegt. 

BD Dem Kantonsrat wird bis Ende Januar 2015 
eine Vorlage für die Gesetzesänderung unter-
breitet, damit die Behandlung im Kantonsrat 
möglichst in der Februarsession 2015 (1. und 2. 
Lesung) erfolgen kann. 

2015 Abschreiben 

43.07.17 2007/Juni 
Klimases-
sion 

Denkmalschutz vor Energiesparen? 
Die Regierung wird eingeladen, im Rahmen der 
Gesamtrevision des Baugesetzes (sGS 731.1; 
abgekürzt BauG) zu prüfen und Antrag zu stel-
len, wie bei historischen Gebäuden unter Be-
rücksichtigung der Denkmalpflege die Anforde-
rungen an eine sparsame und rationelle Ener-
gieverwendung erfüllt werden können. 

BD Die Regierung wird die Anliegen des Postulats 
im Rahmen der Baugesetzrevision prüfen und 
Antrag stellen. Siehe dazu die Bemerkungen 
zur Motion 42.05.05 «Revision Baugesetz». 

2016  

43.14.01 2014/Juni Verhältnis zwischen Baukosten und Honora-
ren neu regeln 

Die Regierung wird deshalb eingeladen, dem 
Kantonsrat Bericht zu erstatten, wie sie künftig  

BD Der Bericht befindet sich in der Ausarbeitung. 
Er ist zur Zuleitung an den Kantonsrat auf die 
Februarsession 2016 vorgesehen. 

2016  
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(43.14.01)  das Verhältnis zwischen den Baukosten und 
den Honoraren für Architekten, Ingenieure und 
Planer bei kantonalen Bauvorhaben regeln und 
reduzieren will. Dabei soll sie sich einerseits an 
der Komplexität des Bauvorhabens und ande-
rerseits an den unterschiedlichen Anforderun-
gen des eBKP für Planer, Fachingenieure und 
weiteren Spezialisten orientieren. In einem zwei-
ten Teil ist aufzuzeigen, auf welche Gesetze und 
Vorschriften der Kantonsrat direkt Einfluss neh-
men kann, um die Planungskosten weiter zu 
senken. 

    

  



Gutgeheissener parlamentarischer Vorstoss Bericht über den Stand der Bearbeitung 

Nummer Gutheissung 

in Session 

Titel Zustän-

digkeit 

Stand der Bearbeitung Endtermin Antrag der 

Regierung 

 

bb_sgprod-847668 .DOCX 32/39 

 

Sicherheits- und Justizdepartement 

 

42.10.01 2010/Feb Neugestaltung der Verwaltungsjustiz 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
Botschaft und Entwurf für eine Änderung des 
Gerichtsgesetzes und des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege zu unterbreiten mit 
dem Ziel, die Strukturen der Verwaltungsjustiz 
umfassend zu überprüfen und den Instanzenzug 
auf das Bundesgerichtsgesetz abzustimmen. 

SJD Die Vernehmlassung wurde Ende 2014 abge-
schlossen. Nach der Auswertung wird die Re-
gierung die Vorlage dem Kantonsrat in der 
zweiten Jahreshälfte 2015 zuleiten. Damit be-
steht für die Umsetzung ausreichend Zeit, so 
dass die Neuorganisation spätestens mit Be-
ginn der neuen Amtsdauer der kantonalen Ge-
richte am 1. Juni 2017 zum Tragen kommen 
kann. 

2016  

42.11.24 2011/Sep Abstände im Nachbarrecht nach EG-ZGB 
Die Regierung wird eingeladen, die Abstände im 
Nachbarrecht des EG-ZGB zu überprüfen und 
dabei insbesondere für folgende Punkte eine 
Regelung zu treffen: 
1. Art. 98 Abs. 1 EG-ZGB: Lebhäge sollen die 

Höhe von einem Meter und zwanzig Zentime-
ter überschreiten dürfen, wenn sie einen ent-
sprechenden Mehrabstand von der Grenzlinie 
einhalten. Es soll dabei geprüft werden, ob 
eine Maximalhöhe festgelegt werden soll. 

2. Art. 98 Abs. 4 EG-ZGB: Für die genannten 
Bäume soll eine Bagatellhöhe festgelegt wer-
den, bis zu der die aufgeführten Grenzab-
stände bis zu einem zu definierenden Mini-
malabstand unterschritten werden dürfen.  

3. Art. 112 EG-ZGB: Die Bestimmung soll er-
gänzt werden um eine analoge Anwendung 
für die Inanspruchnahme des nachbarlichen 
Bodens für den Rückschnitt von Pflanzen auf 
oder nahe der nachbarlichen Grenze. 

SJD Die Vorbereitungsarbeiten sind departementsin-
tern im Gang. Die Vorlage wird dem Kantonsrat 
2015 zugeleitet. 

2016  
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42.13.20 2014/Nov Vermummungsverbot 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
eine gesetzliche Regelung zur Ergänzung des 
bestehenden Vermummungsverbots vorzule-
gen, welche die verfassungsrechtlichen Vorga-
ben zur Einschränkung der Grundrechte, insbe-
sondere das Erfordernis der Verhältnismässig-
keit, berücksichtigt. Die Vorlage ist zusammen 
mit der Vorlage zur Erfüllung der Motionen 
42.13.15 und 42.14.06 dem Parlament vorzule-
gen. 

SJD Die Bearbeitung erfolgt koordiniert mit den gut-
geheissenen Motionen 42.13.13, 42.13.15 und 
42.14.06. 

2016  

43.11.01 2011/Sep Sicherheitslandschaft Schweiz: Zusammen-
arbeit Bund und Kantone 

Die Regierung ist deshalb ersucht, mit Blick auf 
eine zukünftige «Sicherheitslandschaft Schweiz», 
in einem Bericht aufzuzeigen, wie sie die zukünf-
tige polizeiliche Zusammenarbeit mit den Bun-
desbehörden auf der Basis des Sicherheitspoliti-
schen Berichtes und der Meilensteine des Bun-
desrates gestalten will. Der Bericht sollte Aus-
kunft darüber geben, in welchen Bereichen die 
Regierung eine Kooperation mit anderen Sicher-
heitsbehörden als notwendig erachtet und wel-
ches der Beitrag der St.Galler Regierung an ei-
nen zukünftigen Sicherheitsverbund Schweiz ist. 

SJD Der Auftrag ist mit dem Bericht der Regierung 
vom 14. Oktober 2014 «Polizeiliche Sicherheit 
im Kanton St.Gallen» (40.14.05 / 22.14.06) er-
füllt und kann abgeschrieben werden. 

2015 Abschreiben 
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Gesundheitsdepartement 

 

42.95.35 1996/März Gesetz über die sozialpsychiatrische Betreu-
ung (Psychiatriegesetz) 
Die Regierung wird eingeladen, die gesetzlichen 
Grundlagen für die Verankerung der Patienten-
rechte zu schaffen und Antrag zu stellen. 

GD Die Verankerung der Patientenrechte erfolgt mit 
Erlass der Verordnung über die Patienten-
rechte. Zusammen mit dem Inkrafttreten der 
neuen Bestimmungen zum Kindes- und Er-
wachsenenschutzrecht sowie des eidg. Psycho-
logieberufegesetzes sind die Anliegen der Mo-
tion im Wesentlichen als erfüllt anzusehen.  
Der Erlass der Verordnung über die Patienten-
rechte durch die Regierung ist für das Jahr 
2015 vorgesehen, anschliessend kann die Mo-
tion zur Abschreibung beantragt werden. 

2015 Abschreiben 

42.08.05
  

2008/Früh-
jahr 

Alkoholkonsum bei Jugendlichen 
Die Regierung wird eingeladen, das Gesetz da-
hingehend anzupassen, dass nicht nur der Alko-
holverkauf verboten, sondern auch der Alkohol-
konsum bei Jugendlichen stark eingeschränkt 
wird. 

GD Die Stossrichtung der Motion wird bereits mit 
gezielten Massnahmen gegen Alkoholkonsum 
von Jugendlichen im Rahmen des aktuellen 
Kantonalen Alkoholaktionsplans 2010-2014 
(KAAP) umgesetzt. Eine definitive gesetzliche 
Verankerung auf kantonaler Ebene und die 
Ausarbeitung der entsprechenden Botschaft ist 
jedoch erst möglich, wenn der laufende Gesetz-
gebungsprozess auf Bundesebene bezüglich 
Revision des eidgenössischen Alkoholgesetzes 
abgeschlossen ist. Mit dem Inkrafttreten der re-
vidierten eidgenössischen Alkoholgesetzge-
bung wird auf Mitte des Jahres 2016 gerechnet. 
Vor diesem Hintergrund hat die Regierung den 
KAAP im Dezember 2014 bis Ende 2016 ver-
längert. 

2016  

42.12.01 2012/Juni Strategische Mitsprache des Kantonsrates in 
der St.Gallischen Spitalplanung 

Die Regierung wird eingeladen, bis Ende 2012 
dem Kantonsrat in einem Nachtrag zum Gesetz  

GD Aufgrund anderer dringlicher Geschäfte (Spital-
planung, Spitalliste, Bauvorhaben der Spitäler, 
Tarifverfahren usw.) konnte das Geschäft noch 
nicht abgeschlossen werden. Die Regierung 

2016  
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(42.12.01)  über die Spitalplanung und Spitalfinanzierung die 
Schaffung eines Instruments vorzuschlagen, mit 
dem der Kantonsrat in einer frühen Phase seine 
strategische Verantwortung in der St.Gallischen 
Spitalplanung wahrnehmen kann. 

 wird im Jahr 2016 Botschaft und Entwurf bera-
ten. 

  

42.13.14 2013/Nov Corporate Governance – Interessenkonflikte 
im Gesundheitswesen 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonrat  
einen Nachtrag zum Gesetz über die Spitalver-
bunde mit folgenden Eckwerten vorzulegen:  
‒ Dem Verwaltungsrat gehört eine Vertreterin  

oder ein Vertreter des zuständigen Departe-
mentes an. Die Vorsteherin oder der Vorste-
her des Departementes ist davon ausge-
nommen.  

‒ Die Regierung wählt die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden des Verwaltungsrates so-
wie höchstens acht zusätzliche Mitglieder 
nach fachlichen Kriterien. Die Vertretung 
des zuständigen Departementes kann nicht 
gleichzeitig den Vorsitz des Verwaltungsra-
tes ausüben. 

GD Behandlung im Rahmen der Gesamtvorlage 
22.17.07 «Public Corporate Governance: Um-
setzung», welche in der Februarsession 2015 in 
erster Lesung im Kantonsrat beraten wird.  

2016 Abschreiben 

42.13.21 2014/Feb Corporate Governance – auch bei den Psy-
chiatrieverbunden 

Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonrat 
einen Nachtrag zum Gesetz über die Psychiat-
rieverbunde mit folgenden Eckwerten vorzule-
gen: 
1. Dem Verwaltungsrat gehört eine Vertreterin 

oder ein Vertreter des zuständigen Departe-
mentes an. Die Vorsteherin oder der Vorste-
her des Departementes ist davon ausgenom-
men. 

2. Die Regierung wählt die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Verwaltungsrates sowie  

GD Behandlung im Rahmen der Gesamtvorlage 
22.17.07 «Public Corporate Governance: Um-
setzung», welche in der Februarsession 2015 in 
erster Lesung im Kantonsrat beraten wird. 

2016 Abschreiben 
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höchstens acht zusätzliche Mitglieder nach 
fachlichen Kriterien. Die Vertretung des zu-
ständigen Departementes kann nicht gleich-
zeitig den Vorsitz des Verwaltungsrates ausü-
ben. 

  
  

43.99.18 2005/Sep Begleitinstrumente an kantonalen Spitälern 

Die Regierung wird eingeladen, in einem Bericht 
aufzuzeigen, mit welchem Instrumentarium die 
Sicherheit von Patientinnen und Patienten in 
den st.gallischen Spitälern und Kliniken bei der 
Anwendung neuer Behandlungs- und Operati-
onsmethoden sowie der Einführung neuer Heil-
mittel gewährleistet und weiter verbessert wer-
den kann. 

GD Das Anliegen wird mit dem Erlass der Verord-
nung über die Patientenrechte aufgenommen. 
Der Erlass der Verordnung über die Patienten-
rechte durch die Regierung ist für das Jahr 
2015 vorgesehen, anschliessend kann das 
Postulat zur Abschreibung beantragt werden. 

2015  

43.00.05 2000/Mai Gesundheits- und Rettungsdienst in ausser-
ordentlichen Lagen (GRAL) 
In diesem Sinn lade ich die Regierung ein, Be-
richt zu folgenden Fragen zu erstatten: 
1. Wie sieht das aktuelle Konzept «Gesund-

heits- und Rettungswesen in ausserordentli-
chen Lagen (GRAL)» aus? 

2. Wie wirkt sich die Bildung von Versorgungsre-
gionen auf das Konzept «Gesundheits- und 
Rettungswesen in ausserordentlichen Lagen 
(GRAL)» aus? 

3. Wie wird die interkantonale und internationale 
Zusammenarbeit in ausserordentlichen Lagen 
gewährleistet? 

GD Der Bericht liegt im Entwurf vor und wird im 
Jahr 2015 dem KR unterbreitet. 

2016  

43.04.15 2004/Nov Rationierungen in der Gesundheitsversor-
gung 
Die Regierung wird eingeladen, eine Auslegeord-
nung zu den verschiedenen Aspekten der Ratio-
nierungstendenzen im st.gallischen Ge- 

GD Eine Studie soll in Auftrag gegeben werden, 
welche die verschiedenen Aspekte der Ratio-
nierungstendenzen im st.gallischen Gesund-
heitswesen auch unter Berücksichtigung der 
seit dem Jahr 2012 geltenden neuen Spital- 

2016  
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sundheitswesen zu erstellen und Bericht zu er-
statten. 

 
finanzierung untersucht. Die Mittel für diese 
Studie stehen aktuell aufgrund der Sparmass-
nahmen nicht zur Verfügung. 

  

43.04.25 2005/Früh-
jahr 

Frühzeitige, umfassende Wiederintegration 
psychisch erkrankter Menschen 
Die Regierung wird eingeladen, darüber zu be-
richten, ob und wie: 
– die medizinisch-psychiatrische Frührehabilita-

tion ausgebaut werden kann; 
– die Lücken in der psychosozialen Frührehabi-

litation im Kanton geschlossen und die invol-
vierten Instanzen (Ärzteschaft, Pflegende, So-
zialdienste, Krankenkassen, Krankentaggeld-
versicherung, persönliches Umfeld, Arbeitge-
ber, Stellenvermittlung, Beratungsstellen, 
Rechtsvertreter, Gutachter bis hin zu IV und 
Sozialhilfe) vernetzt werden können; 

– durch eine frühzeitige systematisch-methodi-
sche Fallführung (Case Management) psy-
chisch erkrankten Menschen der Wiederein-
stieg in den Beruf erleichtert werden kann. 

GD Das Postulat ist in Bearbeitung und wird bis 
Ende 2015 fertiggestellt, damit es dem Kan-
tonsrat im Jahr 2016 unterbreitet werden kann. 
Zur inhaltlichen Stossrichtung des Postulats 
kann der Hinweis angebracht werden, dass die 
Psychiatrischen Dienste mit ihren in den letzten 
fünf Jahren stetig ausgebauten Angeboten be-
reits einen wertvollen Beitrag für die möglichst 
frühzeitige Wiederintegration in den Arbeitspro-
zess leisten. Dazu gehören die Schaffung eines 
dichten Netzwerkes mit zahlreichen umliegen-
den Institutionen, um nach der medizinisch-psy-
chiatrischen Frührehabilitation möglichst naht-
los individuell angepasste Nachfolgepro-
gramme zur Wiederintegration garantieren zu 
können, sowie die Einführung von Case Ma-
nagement und die enge Zusammenarbeit mit 
Arbeitgeber und der Regionalen Arbeitsvermitt-
lung. 

2016  

43.07.21 2007/Sep Gesamtkonzept Palliative Care  
Die Regierung wird eingeladen, ein Konzept 
«Palliative Care im Kanton St.Gallen» zu erstel-
len. Darin soll die palliative Betreuung durch die 
Akutspitäler, Kliniken, Pflegeheime und ambu-
lanten Versorger im stationären und ambulanten 
Bereich ebenso beschrieben werden wie auch 
die Schnittstellenproblematik zwischen den ver-
schiedenen Anbietenden im Kanton und den 
Palliative-Care-Patientinnen und -Patienten.  
Insbesondere gilt es der Durchlässigkeit und Ko-
ordination zwischen den Anbietenden von Palli-
ative Care im Kanton besondere Aufmerksam- 

GD Ein gemeinsamer Bericht zu den Postulaten 
43.07.21 und 43.07.22 wird im Jahr 2015 dem 
Kantonsrat unterbreitet. 

2016  
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keit zu schenken sowie auch die Finanzierungs-
frage und Abgeltung von diesen Leistungen auf-
zuzeigen. Bei allfälligen Defiziten sollen Lösungs-
varianten aufgezeigt werden. 

 
   

43.07.22 
 

2007/Sep Palliative Care – der eigenen Biografie ge-
mässe Betreuung und Pflege bis zuletzt 

Die Regierung wird eingeladen, ein Konzept 
«Palliative Care im Kanton St.Gallen» zu erstel-
len. Darin soll die palliative Betreuung durch die 
Akutspitäler, Kliniken, Pflegeheime und ambu-
lanten Versorger im stationären und ambulanten 
Bereich ebenso beschrieben werden wie auch 
die Schnittstellenproblematik zwischen den ver-
schiedenen Anbietenden im Kanton und den 
Palliative-Care-Patientinnen und -Patienten. Ins-
besondere gilt es der Durchlässigkeit und Koor-
dination zwischen den Anbietenden von Pallia-
tive Care im Kanton besondere Aufmerksamkeit 
zu schenken sowie auch die Finanzierungsfrage 
und Abgeltung von diesen Leistungen aufzuzei-
gen. Bei allfälligen Defiziten sollen Lösungsvari-
anten aufgezeigt werden. 

GD Ein gemeinsamer Bericht zu den Postulaten 
43.07.21 und 43.07.22 wird im Jahr 2015 dem 
Kantonsrat unterbreitet. 
 

2016  

43.07.29 2008/Feb Aufgaben der freipraktizierenden Ärzteschaft 
in der Notfall-Versorgung 

Die Regierung wird eingeladen, in einem Bericht 
Möglichkeiten zur Verbesserung und Attraktivi-
tätssteigerung der medizinischen Notfallversor-
gung aufzuzeigen. Dabei geht es insbesondere 
um die Notfallorganisation der freipraktizieren-
den Ärzteschaft und um die Zusammenarbeit 
mit den Notfallorganen der Spitäler und der kan-
tonalen Notrufzentrale. 

GD Der Bericht der Regierung steht vor dem Ab-
schluss, die Beantwortung soll im Rahmen ei-
nes Nachtrags zum Gesundheitsgesetz erfol-
gen. 

2016  
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43.07.38 2008/Feb Herzchirurgische Versorgung von st.galli-
schen Patientinnen und Patienten 
Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat 
einen Bericht über die herzchirurgische Versor-
gung von st.gallischen Patientinnen und Patien-
ten vorzulegen. Darin soll die Weiterführung ver-
traglicher Lösungen mit ausserkantonalen Anbie-
tern (insbesondere dem Kanton Zürich), Alternati-
ven wie beispielsweise dem Aufbau einer Herz-
chirurgie im Raum St.Gallen durch einen Dritten 
oder die Schaffung einer eigenen Herzchirurgie 
am Kantonsspital St.Gallen im Rahmen der ers-
ten Bauetappe leistungs- und kostenmässig ge-
genüber gestellt werden. 

GD Zwischen dem KSSG und dem USZ bestehen 
im Bereich Kardiologie/Herzchirurgie verschie-
dene Kooperationsbestrebungen, die für die 
Beantwortung des Postulats von Relevanz sind. 
Sobald Klarheit über die Auswirkungen dieser 
Kooperationsbestrebungen besteht, kann ein 
Berichtsentwurf erarbeitet und dem Kantonsrat 
bis Ende 2016 unterbreitet werden. 
 

2017  
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